
Meine Herren Abgeordneten! 
Gemäss den Bestimmungen unserer Verfassung habe ich 
Sie heute zur Eröffnung der diesjährigen Sessionsperiode 
einberufen. Diese Gelegenheit gibt mir Anlass, über eine 
grundsätzliche Frage zu sprechen, welche nicht nur das 
politische, sondern auch das wirtschaftliche und soziale 
Leben unseres Volkes direkt und indirekt zu tiefst bewegt, 
nämlich über die Frage der demokratischen Staatsform. 
Wir haben erlebt, dass in den letzten Jahrzehnten in 
Europa und auf anderen Kontinenten demokratische 
Regierungsformen von einer totalitären Staatsform abgelöst 
wurden, und zwar nicht deshalb, weil das eine nach 
aufwärts führende Entwicklung bedeutet, sondern wegen 
des Versagens der betreffenden Völker oder grosser 
oder politisch einflussreicher Teile dieser Völker. 
Eine demokratische Staatsform bedeutet, wie es das Wort 
Demokratie schon betont, dass die Macht beim Volk 
liegt, dass das Volk seine politischen Geschicke selbst 
leitet. Auch in einer konstitutionellen Monarchie, wie 
es Liechtenstein ist, bestimmt und leitet das Volk in 
weitestgehendem Masse die Politik. Selbstregierung durch 
das Volk bedeutet aber auch für jeden Bürger weitest­
gehende politische Rechte, die wieder die persönliche, 
kulturelle, religiöse und wirtschaftliche Freiheit und 
Gleichberechtigung aller Bürger einschliessen. 
Wenn man als freier Mensch mit Erfolg sich selbst regieren 
will, so liegt darin zwangsmässig die Forderung begründet, 
dass man sich selbst Schranken auferlegt und Pflichten 
übernimmt. Wirkliche Freiheit ohne Beschränkungen und 
Verpflichtungen, die der Mensch auf sich nimmt, gibt es 
nicht, denn sonst entartet die Freiheit in eine Anarchie, 
die zwangsläufig zur Unfreiheit und Knechtschaft führt . 
Jeder Bürger und jede öffentliche und private Institution 
hier im Lande, die sich mit Fragen des öffentlichen 
Interesses befasst, hat diese Bedingungen zu beachten, 
sei es nun der Landesfürst, der einzelne Bürger, die 
Gemeinden, die Behörden und Regierung, der Landtag, 
die politischen Parteien und wirtschaftlichen Interessen­
verbände. Wenn ich mich auch einfach begnügen könnte 
zu sagen: «Fusst Euer Urteil , Liechtensteiner, im 
politischen Leben auf Grund Euerer christlichen Religion 
und handelt und lebt im privaten und öffentlichen Leben 
als Christen, da Ihr dann gute Staatsbürger sein werdet», 
so möchte ich doch einzelne, mir besonders wichtig 
erscheinende Punkte betonen. 
Der Bürger hat die Pflicht, sich für die Fragen des 
staatlichen Lebens zu interessieren und soweit es seine 
physischen, geistigen und wirtschaftlichen Kräfte gestatten, 
mitzuarbeiten an dessen Gestaltung. Nicht jeder hat die 
Möglichkeit und Fähigkeiten, Politiker zu werden, aber 
jeder Bürger kann im täglichen Leben durch Wort und 
Tat für das eintreten, was nach seiner Ansicht richtig 
ist, und so mitwirken im Dienste des staatlichen Lebens. 
Ich brauche, glaube ich, nicht zu betonen, dass die Zeiten 
der Wahl oder eines Referendums Zeitabschnitte sind, 
in denen der Liechtensteiner mit besonderem Eifer sich 
seinen Bürgerpflichten widmen sollte. Der Bürger hat 
natürlich die Pflicht und das Recht, seine Interessen 
zu wahren. E r soll aber nicht versuchen, unberechtigte 
Ansprüche und Vorteile auf Kosten des Nebenmenschen 
und der Allgemeinheit durchzusetzen und so den Staat zu 

15. Januar 
Die U d S S R beendigt den 
Kriegszustand mit Deutschland 

17. Januar 
I. Probefahrt des ersten Atom-
U-Bootes «Nautilus» 

II. März 
Alexander Fleming, der Ent­
decker des Penicillins, stirbt 

5. April 
Winston Churchill tritt als 
Premier und Führer der engli­
schen Konservation zurück 

18. April 
Der Physiker Albert Einstein 
stirbt 

5. Mai 
Die Bundesrepublik Deutsch­
land wird souverän 

14. Mai 
Die Ostblockstaaten gründen 
den Warschauer-Pakt 

15. Mai 
Der österreichische Staats­
vertrag wird unterzeichnet 

18. bis 23. Juli 
Die Genfer Gipfelkonferenz der 
Staats- und Regierungschefs 
der USA, der U d S S R , Grossbri­
tanniens und Frankreichs 
(Eisenhower, Bulganin, Eden 
und Faure) bleibt in der Frage 
der Wedervereinigung Deutsch­
lands ergebnislos 

12. August 
Der deutsche Schriftsteller 
Thomas Mann stirbt in Kilchberg 
/Zür ich 

19. September 
In Argentinien wird Staats­
präsident Peron gestürzt 

27. November 
Der Schweizer Komponist 
Arthur Honegger stirbt 

schädigen. Soll das öffentliche Leben in der Zukunft 
ungestört weitergehen, so brauchen wir eine Jugend, die 
entschlossen ist und auch den notwendigen idealen 
Schwung hat, ihre Pflichten als Staatsbürger ganz zu 
erfüllen, wenn einmal ihre Zeit gekommen ist. Es ist ohne 
Zweifel eine Aufgabe des Bürgers, seine Kinder zu erziehen 
und vorzubereiten auf ihre Pflichten im öffentlichen 
Leben. Der älteren Generation stellt sich die Aufgabe, 
durch ihr Beispiel der Jugend zu zeigen, wie man als 
Staatsbürger der Allgemeinheit dienen soll. Der 
demokratische Staat kann nur weiterbestehen, wenn die 
Menschen teilnehmen am öffentlichen Leben und aktiv 
mitarbeiten, sonst stirbt er langsam ab. Unter allen 
Staatsformen fordert die Demokratie die grösste Hingabe, 
Interessenahme und Treue von den Bürgern. 
In vermehrtem Masse gelten natürlich die Bürgerspflichten 
gegenüber dem Staat für den Abgeordneten, denn er 
muss im Auftrag des Volkes das Staatsleben führen und 
überwachen und erscheint neben dem Staatsoberhaupt und 
Regierungschef als Repräsentant des Landes und Volkes 
im In- und Auslande. Der Abgeordnete soll seine Wahl 
als Auftrag betrachten, sich ständig und intensiv mit den 
Geschicken des Volkes und Staates zu befassen und zwar 
unter Hintansetzung persönlicher Gruppen- oder Partei­
interessen. Einzelinteressen dürfen nie zum Schaden der 
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